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Wer hat, dem wird gegeben: 
Bildungsungleichheit in der Schweiz
Thomas Meyer 

1	 Begriffsklärungen
1.1	 Bildung
In modernen wissensbasierten Gesellschaften gilt Bildung als zentrale Res-
source. Leben und Arbeit in den hoch komplexen und hoch technisierten 
postindustriellen Gesellschaften sind anforderungsreicher denn je. Damit hat 
sich auch die gesellschaftliche Funktion von Bildung verändert. Heute gilt 
ein Bildungsabschluss der Sekundarstufe II (in der Schweiz: Lehrabschluss, 
Maturitätszeugnis o. Ä., vgl. Tabelle 1) als Grundvoraussetzung für eine er-
folgreiche, selbstständige Teilhabe am Erwachsenen- und Erwerbsleben. In 
der Schweiz erreichen heute 85 bis 90 Prozent der Schulabgängerinnen und 
-abgänger dieses Bildungsziel (vgl. Indikator Nachobligatorische Bildungsab-
schlüsse). 

Ein Blick auf den Bildungsstand der Gesamtbevölkerung verdeutlicht, dass 
dieser Bildungsstandard ein vergleichsweise neues Phänomen ist. Noch 1980 
hatte gemäss Volkszählungsdaten fast die Hälfte der über 25-jährigen Bevöl-
kerung in der Schweiz keinen nachobligatorischen Ausbildungsabschluss. Bis 
zum Jahr 2000 war dieser Anteil auf knapp 30 Prozent gesunken (Stamm und 
Lamprecht, 2005). Die Veränderung des Bildungsverhaltens wird deutlich, 
wenn man den Bildungsstand der Bevölkerung nach Altersgruppen betrachtet: 
So liegt für die einheimische Bevölkerung heute (2006) der Anteil der Per
sonen ohne Sekundarstufe II-Abschluss in der ältesten Bevölkerungsgruppe (65 
Jahre und älter) mit 36 Prozent sechsmal so hoch wie in der jüngsten (sechs 
Prozent, 25- bis 39-Jährige; vgl. Indikator Bildungsstand der Bevölkerung). 

Mit dieser Betrachtungsweise ist bereits eine bedeutsame Einschränkung 
vollzogen. Der vorliegende Beitrag konzentriert sich auf «zertifizierende» 
formale Erstausbildungen (Erstausbildungen mit anerkannten Abschluss-
zeugnissen) und lässt damit andere, informellere Formen von Bildung wie 
z. B. (Weiter‑)Bildung im Selbststudium oder am Arbeitsplatz unberück-

© Seismo Verlag AG, Zürich



61

Verteilung sozialer Güter

sichtigt. Diese Einschränkung erfolgt zum einen aus empirischen Gründen: 
Zertifikate (Abschlusszeugnisse) von formalen Bildungsgängen sind im 
Gegensatz zum informellen und lebenslangen Lernen besser messbar und 
statistisch dokumentiert. Die Einschränkung trägt jedoch auch dem Umstand 
Rechnung, dass formale Bildung mit ihren Zertifikaten heute in stärkerem 
und ausschliesslicherem Masse als früher beansprucht, gesellschaftlich bzw. 
arbeitsmarktlich relevante Kompetenzen abzubilden.

Der vorliegende Beitrag versucht, soweit möglich, neben den erworbenen 
Zertifikaten auch effektiv erworbene Kompetenzen zu berücksichtigen. Hierbei 
wird auf internationale Kompetenzmessungsstudien wie Pisa zurückgegriffen. 
Deren Ergebnisse sind nicht nur deshalb aufschlussreich, weil sie für sich in 
Anspruch nehmen, Kompetenzen (international) standardisiert und unab-
hängig von lokalen Lehrplänen zu messen. Auf theoretisch-konzeptueller 
Ebene sind diese Untersuchungen auch deshalb interessant, weil sie versuchen, 
einen minimalen Kompetenzstandard zu definieren, unterhalb dessen die 
gesellschaftliche und arbeitsmarktliche Teilhabe nicht mehr gewährleistet ist. 
Inhaltlich rücken die Kompetenzkonzepte für die Grundbildung, die diesen 
Untersuchungen zu Grunde liegen, von klassischen Alphabetisierungsmodellen 
in Richtung eines erweiterten Literacy-Begriffs ab, welcher «Lesefähigkeit» 
letztlich als Weiterbildungsfähigkeit definiert (OECD/Statistics Canada, 
2000). 

Damit ist auch bereits angedeutet, was beim Erwerb von Bildung im 
oben eingekreisten Sinne auf dem Spiel steht. Die Verwertbarkeit der er-
worbenen Zertifikate bzw. Kompetenzen auf dem Arbeitsmarkt ist dabei 
nur ein Aspekt – wenn auch ein zentraler. Die Arbeitsmärkte waren in den 
vergangenen Jahrzehnten einem beispiellosen Strukturwandel unterworfen. 
Im Zuge dieses Strukturwandels sind die Anforderungen an die Arbeitskräfte 
fast in allen Bereichen und Belangen markant gestiegen. Gleichzeitig ist der 
Anteil der gering- oder unqualifizierten Beschäftigten stark zurückgegangen. 
Damit sehen sich Personen ohne nachobligatorischen Bildungsabschluss 
heute einem erheblichen Risiko ausgesetzt, dauerhaft vom Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen oder an dessen Rand gedrängt zu werden (OECD/CPRN, 
2005; Streuli und Bauer, 2002).

Bildungsarmut, d. h. das Fehlen einer abgeschlossenen nachobligatorischen 
Ausbildung, ist aber weit über die direkte arbeitsmarktliche Verwertbarkeit 
von Zertifikaten und Kompetenzen hinaus zur Risikolage geworden. In einer 
Zeit beschleunigten gesellschaftlichen und technischen Wandels, in der Wissen 
und Fertigkeiten rasch veralten, ist lebenslanges Lernen zur Notwendigkeit 
geworden. Fundament und zwingende Voraussetzung für lebenslanges Ler-
nen ist und bleibt eine solide Grundbildung. Ohne diese ist nicht nur die 
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Weiterbildungs- und Arbeitsmarktfähigkeit in Frage gestellt, sondern gesell-
schaftliche Teilhabe schlechthin (vgl. Indikator Weiterbildung).

1.2	 (Bildungs‑)Ungleichheit
In modernen Sozialstaaten hat der Anspruch auf bzw. der Zugang zu Bil-
dung Grundrechtscharakter. Zumindest die Grundbildung ist im Prinzip als 
öffentliches Gut verfasst, das allen zusteht (vgl. für die Schweiz etwa EDK/
BBT, 2000, 128). Die öffentliche Meinung reagiert deshalb besonders emp-
findlich, wenn sie das Gleichheitsprinzip im Bildungsbereich verletzt sieht. 
Dieser Empfindlichkeit liegen zwei Annahmen zu Grunde:

–	 Über Bildung wird entschieden, in welchem Masse Individuen am ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben und welche soziale Stellung sie dabei 
einnehmen.

–	 Der Erwerb von Bildung folgt vom Anspruch her dem meritokratischen 
Prinzip, d. h. Bildungsgüter sollen auf der Basis von erbrachten Leistungen 
verteilt werden.

Vor diesem Hintergrund hat auch die wissenschaftliche Diskussion um 
Gleichheit bzw. Ungleichheit im Bildungsbereich eine lange Tradition. In 
einem schönen forschungshistorischen Überblick zeigt Kristen (1999), wie 
stark beispielsweise bereits in den Sechzigerjahren die Frage nach dem Beitrag 
des Bildungssystems zur Aufrechterhaltung sozialer Ungleichheit diskutiert 
wurde. Es ist seither eine der grossen – und bis heute nicht vollständig bewäl-
tigten – Herausforderungen der Bildungssoziologie geblieben, zu (er‑)klären, 
wie dieser Beitrag beschaffen ist und auf welchen Mechanismen er beruht. 

Ausgehend vom Bourdieu’schen Modell sozialer Reproduktion (Bourdieu 
und Passeron, 1971, 1987) lassen wir uns im vorliegenden Beitrag bei der 
Auswahl und Interpretation von Ergebnissen der Ungleichheitsforschung im 

Tabelle 1:	 Schematische Darstellung der Bildungsstufen in der Schweiz

Alter (Lebensjahre) Schulstufe
Ab 20 Tertiärstufe: Universitäre Hochschule, Fachhochschule, Pädagogi-

sche Hochschule, Höhere Berufsbildung
15/16 bis 18/19 Sekundarstufe II: Gymnasiale Maturität, Berufsmaturität, Fachmit-

telschule, Berufsbildung, Maturitätsschule für Erwachsene
12/13 bis 14/15 Sekundarstufe I: z. B. Sekundarschule, Realschule, Oberschule 

(obligatorische Schulzeit)
6/7 bis 11/12 Primarstufe: Primarschule (erste bis fünfte/sechste Klasse)
3/4 bis 5/6 Vorschule
Quelle: Bundesamt für Statistik (2006).
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Bildungsbereich von folgenden Modellvorstellungen leiten: Entscheidend 
scheint uns, Bildungsungleichheit nicht (allein) als Ergebnis individueller 
Eigenschaften und Kompetenzen zu lesen, sondern auch und massgeblich 
als institutionell bedingtes Phänomen. In diesem Zusammenhang interes-
siert insbesondere auch die Rolle, welche die Bildungsinstitutionen selber bei 
der Erzeugung bzw. Aufrechterhaltung von Bildungsungleichheit spielen. 
Wir lehnen uns hierbei an die Überlegungen von Gomolla und Radtke 
(2007) und Kronig (2007) an. Gomolla und Radtke (2007) sprechen in 
diesem Zusammenhang provokativ von institutioneller Diskriminierung. 
Wie in diesem Beitrag noch zu zeigen sein wird, gibt es überdies zahlreiche 
Hinweise darauf, dass der institutionelle Beitrag zur Aufrechterhaltung von 
Ungleichheit kumulativ wirkt, d. h. dass sich die Ungleichheiten mit jeder 
zusätzlichen Weichenstellung, mit jedem zusätzlichen Übergang innerhalb 
des Bildungssystems verstärken.

Der systematischen Erforschung von Bildungsungleichheit wurde in der 
Schweiz lange Zeit vergleichsweise wenig Beachtung geschenkt. Ab Ende 
der Sechzigerjahre begann etwa der Service de recherche sociologique in Genf, 
Bildungslaufbahnen mit sozialer Herkunft in Verbindung zu bringen (vgl. 
etwa Bartholdi et al., 1968; Hutmacher, 1990). In den Siebziger- und Acht-
zigerjahren thematisierte eine langfristig angelegte Zürcher Bildungslauf-
bahnuntersuchung die ausgeprägten sozialen Ungleichheiten des Bildungs-
wesens, die insbesondere an den Selektionsschwellen (Sekundarschul- und 
Gymnasialübertritt) sichtbar werden (Bernath et al., 1989). Eine Reihe von 
Untersuchungen beschäftigten sich ab den Siebzigerjahren mit migrations-
spezifischen Aspekten der Bildungsungleichheit (vgl. überblicksweise Poglia 
et al., 1995). Ab Beginn der Neunzigerjahre mehrten sich soziologisch 
orientierte Arbeiten, welche Bildung in einen weiteren Zusammenhang mit 
sozialer Schichtung und sozialer Ungleichheit brachten (Buchmann et al., 
1993; Lamprecht und Stamm, 1996; Levy et al., 1997). Sie machten u. a. 
deutlich, dass die so genannte Bildungsexpansion, d. h. die Verbreiterung 
des Zugangs zu (höheren) Bildungsgängen ab den Siebzigerjahren, soziale 
Ungleichheiten mitnichten zum Verschwinden bringt, sondern vielmehr 
auf die nächst höhere Bildungsstufe verlagert («Fahrstuhleffekt»). Ebenfalls 
ab den Neunzigerjahren begann sich die Schweiz systematisch an internati-
onalen Erhebungen im Bildungsbereich wie TIMSS, Pisa, IALS/ALL oder 
dem OECD-Bildungsindikatorensystem zu beteiligen.1 Damit rückten auch 

1	 TIMSS: Third International Mathematics and Science Study (Dritte Internationale 
Mathematik- und Naturwissenschaftsstudie); Pisa: Programme for International 
Students Assessment (Internationale Kompetenzmessungsstudie, 15-Jährige); IALS/
ALL: International Adult Literacy Survey/Adult Literacy and Life Skills Survey 
(Erwachsenen-Lesefähigkeits- und Kompetenzmessungs-Studie).
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(Bildungs‑)Systemvergleiche über die Landesgrenzen hinaus vermehrt ins 
Blickfeld. Das Fehlen einer kontinuierlichen Forschungstradition macht es 
allerdings schwierig, bezüglich Bildungsungleichheit Vergleiche über die Zeit 
und mit anderen Ländern anzustellen. 

2	 Bildungschancen: eine Frage des Wohnorts?
Das Bildungsangebot in der Schweiz ist sozialräumlich ausserordentlich un-
gleich verteilt. Dies ist einerseits auf seine stark föderalistische Organisation 
zurückzuführen, welche den Kantonen auf Volksschulstufe fast ausschliessliche 
Entscheidungshoheit einräumt. Bildungspolitisches Koordinationsgremium 
ist die Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK). 
Harmonisierungsbestrebungen zwischen den Kantonen sind lediglich in Form 
von Konkordaten, Vereinbarungen und Abkommen realisierbar, die die Zu-
stimmung der Mitglieder (der Kantone) voraussetzen und den Charakter von 
Staatsverträgen haben. Dies hat zur Folge, dass Einigungsprozesse zwischen 
den einzelnen kantonalen Systemen überaus aufwändig und schwerfällig 
sind. Selbst allgemeinste Organisationsfragen wie z. B. der Zeitpunkt des 
Schuljahresbeginns, das Einschulungsalter, das Kindergartenobligatorium, 
die Normaldauer der obligatorischen Schulzeit, Zeitpunkt und Regeln des 
Übertritts von einer zur nächsten Bildungsstufe oder Rahmenlehrplanfragen 
sind in diesem bildungspolitischen Kontext Gegenstand von oft jahrelangen, 
zähen Verhandlungen zwischen den Kantonen, an deren Ende längst nicht 
immer eine gesamtschweizerische Einigung steht.

Verstärkt bzw. überlagert werden diese kantonalen Differenzen durch 
ausgeprägte Unterschiede zwischen den Sprachregionen, die z. T. auch durch 
bildungspolitische und kulturelle Normen mitbedingt sind, welche in den 
jeweiligen Nachbarländern vorherrschen. So ist der Stellenwert von akademisch 
ausgerichteter Allgemeinbildung in der französisch- und italienischsprachigen 
Schweiz wesentlich höher als in der Deutschschweiz, wo die Berufsbildung 
im Vergleich zur West- und Südschweiz ihrerseits einen markant höheren 
Stellenwert geniesst (vgl. hiezu etwa Geser, 2003). Dies schlägt sich auch 
deutlich in den statistischen Kennwerten nieder: Während laut amtlicher 
Bildungsstatistik in der Deutschschweiz fast achtzig Prozent der Übertritte 
in die Sekundarstufe II auf das Konto der Berufsbildung gehen, sind es in 
der französischen und italienischen Schweiz weniger als sechzig Prozent (vgl. 
BFS-Bildungsindikatoren). Gemäss Ergebnissen der Jugendlängsschnittun-
tersuchung Tree (Transitionen von der Erstausbildung ins Erwerbsleben, vgl. 
Kasten 1) ist die Chance, nach der obligatorischen Schule in ein Gymnasium 
oder eine andere allgemeinbildende Schule überzutreten, in der französischen 
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Schweiz rund doppelt so hoch wie in der Deutschschweiz (BFS/Tree, 2003, 
53 ff., 139). 

Systembedingte Angebotsunterschiede sind in der Schweiz nicht nur 
zwischen den Sprachregionen bzw. Kantonen, sondern auch kleinräumig 
innerhalb der Kantone festzustellen. Ein besonders illustratives Beispiel ist 
etwa der Kanton Bern, nach Zürich das zweitgrösste Bildungssystem der 
Schweiz, zweisprachig und von starken Stadt-Land-Gegensätzen geprägt. Im 
Bernbiet liegt der Anteil Kinder, die von der Primarschule in die Realschule2 
übertreten, in den ländlichen deutschsprachigen Gebieten des Emmentals 
oder Oberlands zwischen 45 und 55 Prozent. In städtischeren Gebieten und 
im französischsprachigen Kantonsteil schwankt er dagegen gemäss amtlicher 

2	 Im Kanton Bern entspricht die Realschule in der Kategorisierung auf Bundesebene 
dem Sekundarstufe I-Schultyp, dessen Schülerinnen und Schüler «Grundanforde-
rungen erfüllen».

Kasten 1: Tree (Transitionen von der Erstausbildung ins Erwerbsleben)
Tree ist in der Schweiz die erste Längsschnittuntersuchung auf nationaler Ebene 
zum Übergang Jugendlicher von der Schule ins Erwerbsleben (Transition). Im 
Zentrum der Untersuchung stehen die Ausbildungs- und Erwerbsverläufe nach 
Austritt aus der obligatorischen Schule. Die Tree-Stichprobe umfasst rund 6’000 
Jugendliche, die im Jahr 2000 an der Pisa-Befragung teilnahmen und im selben 
Jahr aus der obligatorischen Schulpflicht entlassen wurden. Die Stichprobe ist 
national, sprachregional sowie für einzelne ausgewählte Kantone (BE, GE, TI, 
SG) repräsentativ.

In einer ersten Phase (drei Nachbefragungen bis 2003) wurden die Ausbildungs- 
und Erwerbsverläufe der Befragten an der Schnittstelle zwischen obligatorischer 
Schule und Sekundarstufe II untersucht. Im Fokus dieser ersten Phase standen 
Entstehungsbedingungen, Prozessmerkmale und Wirkungen von irregulären oder 
kritischen Ausbildungsverläufen, insbesondere des frühzeitigen Ausstiegs aus der 
Bildungslaufbahn (Jugendliche, die ohne Abschluss einer mehrjährigen nachobli-
gatorischen Ausbildung bleiben).

In der zweiten Phase von Tree (vier weitere jährliche Nachbefragungen zwi-
schen 2004 und 2007) steht die so genannte Zweite Schwelle im Zentrum der 
Untersuchung, d. h. der Übergang von einer Ausbildung der Sekundarstufe II 
(Berufsausbildung, Gymnasium, Diplommittelschule, etc.) ins Erwerbsleben oder 
in eine weiterführende Tertiärausbildung. In einer dritten Phase (2008–2011) ist 
eine weitere Befragung im Jahre 2010 geplant.

Getragen bzw. finanziert wurde Tree bisher von den Erziehungsdirektionen der 
Kantone Bern, Genf und Tessin, vom Bundesamt für Berufsbildung und Technologie 
(BBT), vom Schweizerischen Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen 
Forschung (SNF) sowie vom Bundesamt für Statistik (BFS).
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Statistik zwischen 15 und gut 35 Prozent. Ähnliche Unterschiede sind – unter 
umgekehrten Vorzeichen – beim Anteil der Jugendlichen auszumachen, die 
eine Gymnasialausbildung absolvieren.

3	 «Ausländische» Schülerinnen und Schüler – 
Migrations- oder Schichtproblem?

Trotz jahrzehntelangen Integrationsbemühungen haben Jugendliche mit 
Migrationshintergrund bis zum Ende der Volksschule im Vergleich zu den 
«Einheimischen» markant häufiger eine irreguläre oder verzögerte Einschu-
lung erlebt, Unterricht in Sonderklassen besucht, Klassen wiederholt und auf 
Sekundarstufe I Schultypen (vgl. Tabelle 1) mit so genannten «Grundanfor-
derungen» besucht (Real- oder Oberschule; vgl. z. B. überblicksweise BFS, 
1997). Bei der Frage nach dem Einfluss des Migrationshintergrundes auf 
Schullaufbahn und ‑erfolg ist es allerdings von grosser Bedeutung, wie diese 
«Herkunft» bestimmt wird. In der offiziellen Schulstatistik wird die Herkunft 
in der Regel mit der Nationalität gleichgesetzt. Diese ist allerdings eine sehr 
unscharfe Grösse. Sie sagt z. B. nichts aus über Migrationsgeschichte und 
‑umstände, über Sprachkenntnisse oder über den Grad der Integration im Ein-
wanderungsland. Berücksichtigt man statt der Nationalität das Geburtsland, 
wie dies z. B. die Pisa-Befragung tut, so zeigt sich, dass in der Schweiz rund 
jede/r dritte Jugendliche in einer Familie lebt, in der mindestens ein Eltern-
teil nicht in der Schweiz geboren ist. Dagegen sind nur rund ein Siebtel der 
Jugendlichen selbst nicht in der Schweiz geboren; etwa eben so viele sprechen 
zu Hause nicht die Unterrichtssprache. Berücksichtigt man zusätzlich noch 
die Verweildauer in der Schweiz, so wird deutlich, dass lediglich rund sieben 
Prozent eines Schulabgängerjahrgangs nicht die ganze Volksschullaufbahn in 
der Schweiz absolviert haben (BFS/Tree, 2003, 111 ff.).

Der Anteil Jugendlicher, die nicht die ganze obligatorische Schullaufbahn 
in der Schweiz absolviert haben, schwankt je nach Herkunftsland stark. 
Am geringsten ist er unter den Jugendlichen aus Italien und Spanien (unter 
zehn Prozent), deutlich höher unter denjenigen aus den Balkanländern, der 
Türkei und Portugal (zwischen rund zwanzig  bis vierzig Prozent, vgl. BFS/
EDK, 2002, 113 ff.). In diesen Zahlen spiegelt sich die Migrationsgeschichte 
der Schweiz (vgl. Kapitel Kulturelle Vielfalt, Indikator Nationalitätenprofil). 
Die italienisch- und spanischstämmigen Jugendlichen sind grösstenteils 
Nachkommen der ersten und zweiten Generation von Migrantinnen und 
Migranten früherer Einwanderungswellen ab Beginn der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts, die übrigen sind jüngeren Migrationswellen des letz-
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ten Viertels des 20. Jahrhunderts zuzurechnen (vgl. überblicksweise etwa 
Hoffmann-Nowotny, 2001).

Ein Blick auf die soziale Herkunft der Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund in Abbildung 1 verdeutlicht, dass sie je nach Herkunftsland einen sehr 
unterschiedlichen sozialen Status aufweisen. Einheimische Jugendliche und 
solche aus «nicht-südlichen» (Nachbar‑)Ländern haben einen durchschnittli-
chen sozialen Status, der am oder über dem Mittelwert aller Herkunftsländer 
liegt. Die soziale Stellung der Jugendlichen aus Balkanländern, der Türkei und 
Portugal liegt dagegen massiv unter dem Gesamtdurchschnitt. Die italienisch- 
und spanischstämmigen Jugendlichen liegen ziemlich genau dazwischen. Das 
Herkunftsland junger Migrantinnen und Migranten steht also nicht nur für 
eine bestimmte Sprache, Ethnie oder Kultur, sondern ganz stark auch für 
einen bestimmten sozialen Status im Einwanderungsland Schweiz.

Das «Migrantenproblem» ist demnach in vielen Fällen nicht in erster Linie 
ein kulturelles oder ethnisches, sondern eines der sozialen Schicht. Dies hat zu 
einem guten Teil damit zu tun, dass Migration in die Schweiz jahrzehntelang 
eine «unterschichtende» war, d. h. dass ein grosser Teil der Zugewanderten aus 
vornehmlich unteren und «bildungsfernen» Schichten stammt. Autoren wie 
Gomolla und Radtke (2007) unterstellen der Schule in diesem Zusammen-
hang institutionelle Diskriminierung, welche schulorganisatorische Probleme 
«ethnisiere», bzw. ethnische Differenz selber herstelle.

Abbildung 1:	 Soziale Herkunft bei Schülerinnen und Schülern der 
9. Klasse in der Schweiz, nach Herkunftsland, 2000
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Anmerkung: Der Messwert für den mittleren sozialen Status berücksichtigt einerseits die 
berufliche Stellung der Eltern, anderseits deren Bildungsstand und Bildungsnähe 
(z. B. Vorhandensein von kulturellem Kapital wie Bücher). Die angegebenen Werte 
sind z-standardisiert. Ausschlaggebend für die Bestimmung des Herkunftslandes ist 
das Geburtsland des Vaters, weil dessen soziale Stellung in der Regel für den sozialen 
Status der ganzen Familie am massgeblichsten ist.

Quelle: BFS/Tree (2003, 113 ff.).
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4	 Starke und frühe Selektion
4.1	 Erste Selektionsschwelle nach fünf bis sechs Schuljahren
Das schweizerische Bildungssystem ist im internationalen Vergleich eines 
der selektivsten. Abgesehen von Deutschland wird in kaum einem anderen 
OECD-Land in den Schulstuben so früh und so stark selektioniert wie in 
der Schweiz. Die einschneidendste Selektionsschwelle ist diejenige zwischen 
Primarstufe und Sekundarstufe I (vgl. Tabelle 1). Die meisten Kantone der 
Schweiz kennen eine gegliederte Oberstufe, das heisst eine Sekundarstufe I, 
in der die Kinder in leistungsgetrennten Abteilungen oder Zügen unter-
richtet werden. Je nach Kanton sind die Oberstufen in zwei bis vier Züge 
unterteilt. Das gemeinsame Grundmuster ist ein Zug des Typus Realschule 
oder Oberschule, in dem die Schülerinnen und Schüler eingeteilt werden, 
welche «Grundanforderungen erfüllen». Schülerinnen und Schüler, welche 
«erweiterten Anforderungen» genügen, treten in Sekundarstufe I-Züge des 
Typs Sekundarschule, Bezirksschule o. Ä. über, die z. T. ihrerseits noch ein-
mal untergliedert sind, üblicherweise mit einer separaten Abteilung für den 
progymnasialen Unterricht.

Der Übertritt von der Primarstufe in die Sekundarstufe I erfolgt in der 
Regel nach dem fünften oder sechsten Schuljahr. Er ist vorentscheidend für 
die gesamte Bildungslaufbahn, weil die Gliederung der Sekundarstufe I auch 
die Möglichkeiten stark vorspurt, welche den Schülerinnen und Schülern 
später auf Sekundarstufe II offen stehen. So haben z. B. Kinder, welche in 
Sekundarstufe I-Züge mit «Grundanforderungen» eingeteilt werden, faktisch 
kaum die Möglichkeit, später ein Gymnasium zu besuchen oder eine Berufs-
lehre mit hohen Anforderungen zu ergreifen, selbst wenn ihre schulischen 
Leistungen dies erlauben würden (vgl. Abbildung 2). Die kantonalen Systeme 
sehen zwar im Durchlauf der Sekundarstufe I so genannte Passerellen vor, 
über welche der ursprüngliche Selektionsentscheid korrigiert werden kann, 
sofern dies gewünscht wird und die Leistungsvoraussetzungen es erlauben. 
Diese Passerellen sind allerdings in der Regel nur schwach frequentiert, 
wodurch der ursprüngliche Selektionsentscheid faktisch in hohem Masse 
unumkehrbar bleibt.

Der Selektionsentscheid an der Schwelle zwischen Primarstufe und Se-
kundarstufe I stützt sich wesentlich auf die benoteten schulischen Leistun-
gen des Schuljahres, das dem Übertritt vorangeht. Das System selektioniert 
also vom Anspruch her leistungsbegründet. Studien zur Messgenauigkeit, 
Beurteilungsgerechtigkeit und Vorhersagequalität der Selektion am Ende 
der Primarstufe zeigen allerdings ernüchternde Ergebnisse. Kronig (2007) 
z. B. zeigt, dass der Selektionsentscheid stark vom Klassenkontext, von der 
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beurteilenden Lehrkraft und v. a. von nicht leistungsbezogenen Merkmalen 
der Beurteilten wie Geschlecht, sozialer Schicht oder Migrationsherkunft 
mit beeinflusst ist. So liegt etwa – bei statistisch kontrollierter Leistung – die 
Chance für den Übertritt in einen Sekundarstufe I-Zug mit «erweiterten An-
sprüchen» unter Schweizer Mittel- und Oberschichtskindern bei über achtzig 
Prozent. Bei ausländischen Unterschichtskindern dagegen überschreitet sie 
fünfzig Prozent nur knapp (Kronig 2007, 213). Kronig (2007, 215) spricht 
in diesem Zusammenhang von einer «meritokratischen Grauzone» und folgert 
in seinem Fazit: «Der Zusammenhang zwischen den Selektionsempfehlungen 
und der sozialen Herkunft ist unverantwortlich eng. Schülern aus privilegier-
ten und ansässigen Familien eröffnen sich bei gleichen Leistungen deutlich 
bessere reale Chancen für die weitere Bildungslaufbahn. Das […] zieht die 
Legitimation der Schule als Zertifizierungs- und Allokationsinstitution in 
unübersehbare Zweifel.» 

Im Bezug auf Bildungs(un)gleichheit sind diese Befunde aus mehreren 
Gründen höchst bedeutsam. Zum einen sind die beschriebenen Selektions-
verfahren in sich willkürlich und ungerecht. Zum anderen wird damit an 
der Schwelle zwischen Primarstufe und Sekundarstufe I soziale Herkunft 
gewissermassen in Schultypen transformiert, die ihrerseits wiederum die 
Chancen für die weitere Bildungslaufbahn und schliesslich für den Zugang 
zum Arbeitsmarkt vorspuren. Autorinnen wie Solga (2005) und Gomolla 
und Radtke (2007) sprechen in diesem Zusammenhang von Institutionali-
sierung von Ungleichheiten oder gar von institutioneller Diskriminierung. 
Solga argumentiert, dass Bildungssysteme westlicher Gesellschaften so die 
Aufrechterhaltung ungleicher Bildungschancen institutionalisieren und 
zugleich legitimieren.

Auch auf internationaler Ebene sehen sich die (früh) selektionierenden 
Grundbildungssysteme aus wissenschaftlicher Sicht zusehends in die Defensive 
gedrängt. Ausgehend von der Frage nach Faktoren, welche hohe Leistungen 
und hohe Chancengleichheit begünstigen, hat vor allem die Leistungsmes-
sungsstudie Pisa in den letzten Jahren die Forschung zur Bedeutung des early 
tracking, d. h. der frühen Selektion angeregt. Die Forschungsergebnisse gehen 
ziemlich einhellig in die Richtung, dass selektive Grundbildungssysteme den 
Einfluss der sozialen Herkunft auf den Bildungserfolg verstärken, und zwar 
in der Tendenz umso ausgeprägter, je früher die Selektion erfolgt (OECD, 
2005b; für die Schweiz auch Bauer und Riphahn, 2006).

Selektiv organisierte nationale Bildungssysteme weisen in der Tendenz 
einen erhöhten Anteil so genannter Minderleister auf. Das sind Schülerinnen 
und Schüler, welche bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit die kritische 
Kompetenzgrenze für eine erfolgreiche Fortsetzung der Bildungslaufbahn 
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nicht erreichen. In der Schweiz liegt der Anteil 15-Jähriger, welche diese kri-
tische Grenze3 bezüglich Lesekompetenz nicht erreichen, bei einem Fünftel. 
In den vier Ländern (Finnland, Südkorea, Kanada, Japan) mit den höchsten 
Pisa-Leistungsindizes dagegen übersteigt dieser Anteil zehn Prozent nicht. 
Gleichzeitig gehören diese vier Länder zur Gruppe der OECD-Staaten, in 
denen der Einfluss der sozialen Herkunft auf die Leistung unterdurchschnitt-
lich ist. Die Pisa-Analysen stellen einen eindeutigen Zusammenhang her 
zwischen dem Grad der Selektion der nationalen (Volks‑)Schulsysteme und 
dem Ausmass, in welchem die soziale Herkunft für den Bildungserfolg wirk-
sam wird: «In Ländern, in denen ein hoher Grad an schulischer Segregation 
nach sozioökonomischen Merkmalen besteht, [erzielen] Schülerinnen und 
Schüler aus benachteiligten Milieus schlechtere Leistungen. Das bedeutet 
wiederum, dass ein Teil der Ungleichheit in Bezug auf die Bildungserträge 
[...] auf Chancenungleichheit zurückzuführen ist. Unter solchen Umständen 
bleiben Begabungen ungenutzt und werden menschliche Ressourcen vergeu-
det» (OECD/Pisa, 2001, 252).

Auch auf nationaler Ebene halten Ramseier und Brühwiler (2003, 52) 
fest, dass das gegliederte Bildungssystem der Schweiz sozial diskriminierend 
wirkt, und regen u. a. an, die «gegliederten Strukturmodelle auf der Sekun-
darstufe I zu überdenken».

Es sei hier angemerkt, dass die Bildungspolitik in der Schweiz dieser 
Aufforderung in den Neunzigerjahren schon einmal nachgekommen ist. 
In ihren «Perspektiven für die Sekundarstufe I» spricht sich die EDK im 
Lichte der damals verfügbaren Forschungsergebnisse unmissverständlich für 
die «Perspektive einer gemeinsamen, durchlässigen Sekundarstufe I für alle 
Jugendlichen» aus (EDK, 1995, 52). Leider sind dieser Absichtserklärung 
bislang kaum Taten gefolgt.

Abbildung 2 veranschaulicht anhand der Tree-Daten, wie die oben be-
schriebenen Selektionsmechanismen beim Übergang von der Primarstufe 
zur Sekundarstufe I die Erfolgschancen des nächstfolgenden Übergangs 
beeinflusst: desjenigen zwischen den Sekundarstufen I und II. Sie verdeut-
licht, dass das Übertrittsverfahren an der Schwelle zwischen Primarstufe und 
Sekundarstufe I einen überaus starken Einfluss auf den Zugang zu nachobli-
gatorischen Ausbildungen mit hohem Anforderungsniveau hat. Bei gleicher 
Pisa-Lesekompetenz (als Leistungsindikator) ist die Wahrscheinlichkeit für 
Jugendliche in Sekundarstufe I-Schultypen mit erweiterten Anforderungen 
(Sekundarschule, Progymnasium u. Ä.), in eine Sekundarstufe II-Ausbildung 
mit hohem Anforderungsniveau einsteigen zu können, zwei bis vier mal höher 

3	 Kompetenzniveau < 2 auf einer Stufen-Skala von 0 bis 5. Zur Kategorisierung bzw. 
Abgrenzung der Niveaus vgl. etwa (BFS/EDK, 2002, 23 ff.).
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als für Jugendliche, die in Sekundarstufe I-Schultypen mit Grundanforderun-
gen eingeteilt sind (Realschule). Selbst auf den höchsten Kompetenzstufen 
(4 bis 5) können sich «Real»-Schülerinnen und Schüler nur gut halb so häufig 
Zugang zu anspruchsvollen Sekundarstufe II-Ausbildungen verschaffen wie 
Schülerinnen und Schüler aus Sekundarschulen und Progymnasien.

Tree spricht in diesem Zusammenhang von einem Stigmatisierungseffekt, 
dem Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I-Züge des Typs Real- bzw. 
Oberschule ausgesetzt sind (BFS/Tree, 2003, 43). Mit Blick auf die Chance, 
überhaupt in eine zertifizierende nachobligatorische Ausbildung eintreten 
zu können (unabhängig von deren Anforderungsniveau), kommen Hupka 
et al. (2006) ihrerseits zum Schluss, dass die soziale Herkunft, zu einem 
beträchtlichen Teil vermittelt über die Gliederung der Sekundarstufe I, die 
Übertrittschancen an dieser Schwelle in hohem Masse mitbestimmt.

Die Selektionsmechanismen an der Schwelle zwischen den Sekundarstufen 
I und II sind sehr komplex und heterogen, vor allem im Bereich der Berufs-
bildung. Für Lernende in der beruflichen Grundbildung beinhaltet diese 
Schwelle nicht nur den Übergang zwischen zwei Stufen des Bildungssystems, 
sondern auch den Übergang von der Schule in die Arbeitswelt. Die (duale) 
berufliche Grundbildung bewegt sich im Spannungsfeld zwischen Lernen 
und Arbeiten. Dies schlägt sich auch in den Selektionskriterien nieder, die 
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Abbildung 2:	 Zugang zu Sekundarstufe II-Ausbildungen mit hohem 
Anforderungsniveau nach Sekundarstufe I-Schultyp und 
Pisa-Lesekompetenz

Anmerkung: Schülerinnen und Schüler mit Lesekompetenzstufe 0–1 genügen nur ein-
fachsten Anforderungen, solche mit Niveau 2 grundlegenden, wenig anspruchsvollen. 
Niveau 3 entspricht Kompetenzen mittleren Komplexitätsgrades, Niveaus 4 und 5 
Kompetenzen hohen bis sehr hohen Komplexitätsgrades. 

Quelle: BFS/Tree (2003, 42 f.). 
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darüber mitentscheiden, wer zu welcher (beruflichen) Bildung Zugang be-
kommt. Anders als etwa beim Übertritt in ein Gymnasium oder eine andere 
allgemeinbildende Schule sind diese Kriterien «arbeitsmarktnäher» und weniger 
eng mit den Selektions- und Leistungskriterien der «abgebenden» Schulen der 
Sekundarstufe I verknüpft (vgl. hiezu Moser 2004, 39; Imdorf, 2007). Hinzu 
kommt, dass das System der beruflichen Grundbildung auf Sekundarstufe 
II in sich stark hierarchisiert und segmentiert ist. Je nach Wirtschaftszweig, 
Berufsfeld, Betriebsstruktur und ‑grösse, Anforderungsniveau und -struktur 
des Lehrberufs bzw. Lehrbetriebs ergeben sich sehr unterschiedliche Selek
tionsbedingungen, welche die jungen Bildungsnachfragerinnen und ‑nach-
frager häufig vor beträchtliche Orientierungs- und Vorbereitungsprobleme 
stellen (Imdorf, 2007).

So bilden etwa die Zeugnisnoten des letzten Schuljahres der Sekundarstufe 
I in vielen Fällen lediglich ein zweitrangiges Selektionskriterium. Für die 
Eignungsbeurteilung ist in erster Linie die Grobeinteilung massgeblich, ob 
jemand Sekundarschüler oder Realschülerin war (bzw. Grund- oder erweiterte 
Anforderungen erfüllte; siehe Abbildung 2). Für eine Feinbeurteilung ziehen 
viele Lehrbetriebe schulfremde Eignungstests wie z. B. das multicheck- oder 
basic-check-Verfahren bei. Moser (2004) kommt – zumindest für die von 
ihm untersuchten Lehrberufe in Grossunternehmen – zum Schluss, dass 
die Ergebnisse dieser Tests die Eignung bzw. Leistungsfähigkeit des Lehr-
lings besser vorhersagen als die Schulnoten. Für Lehrlinge in kleineren und 
mittleren Unternehmen (KMU) stellt Imdorf (2007) fest, dass sich ihre 
nach Geschlecht und Migrationsherkunft unterschiedlichen Chancen mit 
Kompetenzunterschieden nicht überzeugend erklären lassen. Imdorf (2007, 
1) spricht – mit Blick auf eher anforderungsärmere Lehrberufe – von einem 
«schwer durchschaubaren Mosaik von Ressourcen», welche als Selektionskri-
terien den Ausschlag geben.

4.2	 Ungleichheiten nach Migrationshintergrund
Am Beispiel der jungen Migrantinnen und Migranten4 lässt sich besonders 
augenfällig illustrieren, wie sich die Selektionskaskade des schweizerischen 
Bildungssystems kumulativ auf Bildungschancen bzw. Bildungserfolg aus-
wirkt. Bereits auf Primarschulstufe werden diese Kinder unabhängig von 
ihren Leistungen schlechter benotet (Kronig, 2007; Moser et al., 2003) und 
häufiger in sonderpädagogische Massnahmenprogramme überwiesen als 

4	 Hier ist primär von den Kindern der weiter oben skizzierten bildungsfernen Unter-
schichtsmigrantinnen und ‑migranten die Rede. Bis in die Siebzigerjahre waren das 
vornehmlich Kinder italienischer und spanischer Herkunft, in jüngerer Zeit eher 
solche aus Südosteuropa (Balkan und Türkei).
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«Einheimische». Kronig et al. (2000, 14) sprechen von einer regelrechten 
Unterschichtung des Bildungssystems, die den ansässigen Kindern den Auf-
stieg in der Schullaufbahn erleichtere.

Wie weiter oben ausgeführt, sehen sich Kinder mit Migrationshinter-
grund beim Übertritt in die Sekundarstufe I häufiger in Schultypen mit 
«Grundanforderungen» eingeteilt (Real- bzw. Oberschule), und zwar wie-
derum unabhängig von ihrer Leistung. An der Schwelle zur Sekundarstufe 
II kumulieren sich dann die Effekte dieser mehrfachen Negativselektion: Der 
Realschulabschluss, den die jungen Migrantinnen und Migranten vornehm-
lich vorweisen, schränkt, wie Abbildung 2 weiter oben verdeutlicht hat, das 
Spektrum von nachobligatorischen Ausbildungsgängen, welche ihnen offen 
stehen, stark ein. Es sind dies im Wesentlichen berufliche Grundausbildun-
gen in Lehrberufen mit eher bescheidenem Anforderungsniveau (BFS/Tree, 
2003, 111  ff.). Gerade in diesem Berufsbildungssegment sehen sich die 
jungen Migrantinnen und Migranten aber beträchtlicher Diskriminierung 
ausgesetzt, wie etwa Imdorf (2007) oder Haeberlin et al. (2004) belegen. 
So müssen sie unter vergleichbaren Bedingungen gegenüber Einheimischen 
bessere Zeugnisse vorweisen, und der Stigmatisierungseffekt der Realschule 
wirkt bei ihnen stärker. Sie müssen sich zudem im Vergleich zu den Ansässigen 
auch häufiger, über längere Zeiträume und auf geografisch weiter entfernte 
Lehrstellen bewerben (Imdorf, 2007, 5).

Eine weitere Benachteiligung, welche sich für Jugendliche mit Migra
tionshintergrund ergibt, ist der Umstand, dass der Erfolg bei der Lehrstellen-
suche auch vom sozialen Beziehungsnetz der Herkunftsfamilie und von einer 
minimalen Kenntnis der Mechanismen und Gepflogenheiten mitbeeinflusst 
ist, welche den Lehrstellenmarkt prägen. Beide Bedingungen sind bei Mi-
grantenfamilien ungleich schwächer erfüllt als bei «Einheimischen», was zu 
einem Unterstützungsdefizit der Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
führt (Stalder, 2000).

Bei Migrantinnen und Migranten der zweiten oder dritten Generation 
verringern sich diese Chancenunterschiede. Gemäss Bolzman et al. (2003) 
lassen sich mit Blick auf (vorwiegend) italienisch- und spanischstämmige 
«Secondos» bezüglich Schulerfolg und der beruflichen Ausbildung kaum 
Differenzen zwischen Kindern aus schweizerischen und ausländischen Fa-
milien feststellen. Auch auf internationaler Ebene gilt der Befund, dass sich 
die Bildungslaufbahnmuster der «Secondos» den «Einheimischen» deutlich 
angenähert haben, wenn man sie mit den Mustern der ersten Einwande-
rungsgeneration vergleicht (OECD, 2006b).
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4.3	 Geschlechterungleichheiten
An der Schwelle zwischen den Sekundarstufen I und II akzentuiert sich die 
geschlechtsspezifische Aufspaltung der Ausbildungsverläufe, und zwar auf zwei 
Ebenen. Auf der ersten Ebene ist zu beobachten, dass junge Frauen deutlich 
häufiger als junge Männer in allgemeinbildende weiter führende Schulen 
übertreten (Gymnasien, Diplom- bzw. Fachmittelschulen etc.). Gemäss Tree 
(BFS/Tree, 2003, 36) ist auf Sekundarstufe II rund jede dritte Frau, aber 
lediglich rund jeder fünfte Mann in allgemeinbildenden Ausbildungsgängen 
anzutreffen. Umgekehrt sind die jungen Männer in der Berufsbildung über-
vertreten. Auf einer zweiten Ebene spiegelt sich im Berufsbildungssystem die 
starke geschlechtsspezifische Aufteilung, welche auch auf dem Arbeitsmarkt 
zu beobachten ist. Ungeachtet aller gleichstellungspolitischen Bemühungen 
der letzten Jahrzehnte haben Berufe nach wie vor ein Geschlecht, wie es der 
Bericht des Bundesrates zur Situation der Berufsbildung 2006 formuliert. In 
der «Hitparade» der am häufigsten ergriffenen Lehrberufe gibt es zwischen 
den Geschlechtern bis auf die kaufmännischen Berufe kaum Gemeinsamkei-
ten. Frauen sind eher in Dienstleistungs-, Gesundheits- und Pflegeberufen 
anzutreffen, Männer eher in technischen und industriell-gewerblichen (vgl. 
BFS-Berufsbildungsindikatoren). Das berufliche Spektrum der Frauen ist 
deutlich enger als das der Männer. Die zehn am häufigsten ergriffenen Lehr-
berufe vereinigen bei den Frauen an die achtzig Prozent aller Lehrlinge auf 
sich. Bei den Männern sind es weniger als sechzig Prozent. Haeberlin et al. 
(2004, 172) halten fest, dass Frauen im Vergleich zu Männern höherwertige 
Schulabschlüsse und bessere Schulqualifikationen benötigen, um eine ver-
gleichbare Qualifikationsstufe im dualen Berufsbildungssystem zu erreichen. 
Gemäss Tree steigen Frauen auch deutlich häufiger als Männer verzögert in 
die Berufsbildung ein – in der Regel nach dem Besuch eines Brückenangebots 
(BFS/Tree, 2003).

5	 Bildungsrationierung
Wie eingangs ausgeführt gilt heute eine abgeschlossene Sekundarstufe II-
Ausbildung als notwendige Voraussetzung für eine vollwertige Teilhabe am 
modernen und Erwachsenen- und Erwerbsleben. Ungeachtet dieser Norm 
besteht in der Schweiz kein formal verbrieftes Recht auf Ausbildung jenseits der 
neun obligatorischen Volksschuljahre. Nachobligatorische Ausbildungen auf 
Sekundarstufe II unterliegen damit einer faktischen individuellen Holschuld 
der Bildungsnachfragenden. Diese Holschuld ist nicht einfach einzulösen, wie 
die (eher spärlich verfügbaren) Daten zum Angebots-Nachfrage-Verhältnis 
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in diesem Bereich des Bildungssystems zeigen: Wer sich nach Erfüllung der 
Schulpflicht weiter ausbilden will, sieht sich, wie der Lehrstellenbarometer 
des Bundesamtes für Berufsbildung und Technologie (BBT) zeigt, mit einem 
stark rationierten Angebot konfrontiert. 

Die Rationierung von Bildungsangeboten in der Schweiz setzt jedoch 
nicht erst auf der Sekundarstufe II an. Bereits die oben skizzierte Selektivi-
tät der Sekundarstufe I kann als faktische Rationierungsmassnahme gelesen 
werden. Die Rationierung besteht in diesem Fall nicht im Fehlen von Aus-
bildungsplätzen. Im Lichte des starken Einflusses der sozialen Herkunft auf 
den Selektionsentscheid an dieser Schwelle wirkt sie vielmehr in Form von 
Vorenthaltung sozialer Chancen im Sinne von Schelsky bzw. als Beschneidung 
von Lerngelegenheiten (Heid, 1986). 

Die Triage von Schülerinnen und Schülern, die angeblich nur «Grund-
anforderungen» oder aber «erweiterten Anforderungen» genügen, wird in 
der bildungspolitischen Diskussion vornehmlich damit legitimiert, dass 
der Unterricht auf Sekundarstufe I in möglichst leistungshomogenen Lern-
gruppen stattfinden solle. Diese Legitimation lässt ausser Acht, dass in aller 
Regel schwächere Schülerinnen und Schüler in einem leistungsheterogenen 
Umfeld bessere Lernfortschritte erzielen, ohne dass die Leistungsentwicklung 
der stärkeren Schülerinnen und Schüler dadurch Schaden nähme (vgl. etwa 
Kronig et al., 2000). Integrative, leistungsheterogenere Schulformen – so lässt 
sich aufgrund der verfügbaren Forschungsergebnisse mit einiger Sicherheit 
sagen – schaffen somit per Saldo weniger Bildungsverlierer.
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Abbildung 3:	 Zusammenhang zwischen Realschul- und 
Brückenangebotsquoten in der Deutschschweiz

Anmerkung: Kantonsnamen vgl. Abkürzungsverzeichnis.
Quelle: Tree, basiserend auf BFS, Schulstatistik, Schuljahre 1999/2000 bzw. 2000/2001.
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Es mutet einigermassen paradox an, dass ein Teil der Lerngelegenheiten und 
pädagogischen Ressourcen, die den Schülerinnen und Schülern «mit Grund-
anforderungen» auf Sekundarstufe  I vorenthalten werden, an deren Ende 
kompensiert bzw. «nachgeholt» werden müssen. Wie Abbildung 3 zeigt, besteht 
in der Deutschschweiz auf kantonaler Ebene ein deutlicher Zusammenhang 
zwischen dem Anteil Realschülerinnen und -schülern und dem Anteil der-
jenigen, welche nach Erfüllung der Schulpflicht ein Brückenangebot, d. h. 
ein zehntes Schuljahr o. Ä., absolvieren. In der Westschweiz besteht dieser 
Zusammenhang ebenfalls, aber weniger ausgeprägt. Das deutet darauf hin, 
dass ein kantonales Schulsystem in der Tendenz um so mehr mit Zusatz- und 
Überbrückungsangeboten «nachbessern» muss, je mehr Schülerinnen und 
Schüler es durch den Real- oder Oberschultypus schickt.

Auf der Sekundarstufe II ist die Rationierung auch in erheblichem Masse 
eine zahlenmässige. Groben Schätzungen zufolge fehlen pro Jahrgang, der 
die obligatorische Schule verlässt (heute rund 75’000 bis 80’000 Personen), 
konservativ geschätzt zwischen 5’000 und 10’000 zertifizierende Sekundarstufe 
II-Ausbildungsplätze, der grössere Teil davon in der Berufsbildung (vgl. BBT-
Lehrstellenbarometer). Rund ein Viertel derjenigen, die eine Berufsbildung 
ergreifen möchten, können heute nicht damit rechnen, ihre Ausbildungslauf-
bahn nach Erfüllung der neunjährigen Volksschulpflicht nahtlos fortsetzen zu 
können. Sie absolvieren zehnte und elfte Schuljahre, Brückenangebote, Praktika 
und andere Zwischenlösungen – und bewerben sich ein Jahr später erneut 
auf dem Lehrstellenmarkt (BFS/Tree, 2003). Mehrere tausend Jugendliche 
pro Schulabgangsjahrgang müssen sich zwei und mehr Jahre gedulden und 
bemühen, bis sie eine zertifizierende Sekundarstufe II-Ausbildung beginnen 
können. Hupka et al. (2006) zeigen, dass diese Unterbrüche und Wartezeiten 
schon für sich genommen ein Risiko dafür bilden, dass der Eintritt in eine 
zertifizierende Sekundarstufe II-Ausbildung schlussendlich ausbleibt.

Mangel besteht angebotsseitig massgeblich an so genannten niederschwel-
ligen Angeboten, d. h. an Ausbildungsplätzen für eher (leistungs‑)schwächere 
junge Bildungsnachfragende. Hier scheint das duale Berufsbildungssystem 
mit seiner stark marktwirtschaftlichen Orientierung seit längerer Zeit an die 
Grenzen seines Funktionierens zu stossen. Trotz jahrelanger intensiver Bemü-
hungen ist es diesem System nicht gelungen, das drastische Missverhältnis 
zwischen Angebot und Nachfrage auszugleichen. Problemverschärfend wirkt 
sich hierbei aus, dass der – zumindest vorübergehende – Ausbau von nicht strikt 
dual-marktwirtschaftlich geführten Angeboten wie z. B. Vollzeitberufsschulen, 
Lehrwerkstätten u. Ä. aus ordnungspolitischen Gründen unterbleibt.

Auf der Seite der Bildungsnachfragenden schlägt sich die langjährige An-
gebotsknappheit darin nieder, dass unter den Schwächeren und Schwächsten 
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ein permanenter, harter Verdrängungskampf um die raren Ausbildungsplätze 
stattfindet, die ihnen offen stehen. Systemseitig ist in den vergangenen zehn 
bis 15 Jahren mit der Schaffung von so genannten Brückenangeboten ein 
grosser, aufwändiger Vermittlungsapparat entstanden, der die Reibungsverluste 
an der Schnittstelle zwischen den Sekundarstufen I und II zu verwalten und 
abzudämpfen versucht. In einigen Kantonen durchlaufen heute bis zu einem 
Drittel aller Jugendlichen solche Brückenangebote. 

6	 Bildungsverlierer und Bildungsgewinner
Wie schlagen sich nun all die skizzierten Mechanismen auf die individuel-
len Chancen nieder, letztendlich einen Abschluss der Sekundarstufe II zu 
erwerben? Gemäss Tree haben sechs Jahre nach Ende der obligatorischen 
Schule (im Alter von durchschnittlich 22 Jahren) rund zehn Prozent eines 
Schulabgangsjahrgangs das Bildungssystem ohne Sekundarstufe II-Abschluss 
verlassen. Wir bezeichnen diese Gruppe hier verkürzt und vereinfachend als 
Ausbildungslose.5 Wie Abbildung 4 zeigt, schwankt der Anteil Ausbildungsloser 
nach verschiedenen Merkmalen zum Teil erheblich. Augenfällig ist etwa, dass 
balkan-, türkisch- und portugiesischstämmige Migrantinnen und Migranten 
rund dreimal so häufig ohne Sekundarstufe II-Abschluss bleiben wie junge 
Erwachsene, deren Vater in der Schweiz geboren ist. Junge Erwachsene, die 
auf Sekundarstufe I einen Schultyp mit Grundanforderungen (z. B. Real-/
Oberschule) besucht haben, bleiben mehr als doppelt so häufig ausbildungs-
los wie solche, die auf Sekundarstufe I erweiterte Anforderungen erfüllten 
(Sekundarschule oder Progymnasium).

Nach dem bisher Gesagten nicht ganz überraschend, schwankt der Anteil 
Ausbildungsloser ausgesprochen ausgeprägt nach der sozialen Herkunft. Das 
statistische Risiko, ausbildungslos zu bleiben, ist für junge Erwachsene aus 
dem sozial am besten gestellten Bevölkerungsdrittel sehr gering (rund vier 
Prozent), während es für das am schlechtesten gestellte Drittel rund viermal 
höher ist (ca. 16 Prozent).

Von Bedeutung ist auch, auf welche Art und Weise sich der Übergang von 
der obligatorischen Schule in die Sekundarstufe II vollzieht. Ein enorm hohes 
Ausbildungslosigkeitsrisiko ist insbesondere bei denjenigen zu beobachten, 
die im ersten Jahr nach Erfüllung der Schulpflicht keinerlei Ausbildungs-

5	 Die zehn Prozent «Ausbildungslosen» sind nicht mit der definitiven Ausbildungslo-
sigkeitsquote der untersuchten Schulabgangskohorte gleichzusetzen. Zum fraglichen 
Beobachtungszeitpunkt sind noch weitere fast zehn Prozent der Kohorte ohne Se-
kundarstufe II-Abschluss. Diese befinden sich jedoch in Ausbildungssituationen, die 
mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit noch zu einem solchen Abschluss führen.
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aktivitäten nachgehen. Von diesen gehören auch fünf Jahre später mehr als 
die Hälfte zu den Ausbildungslosen. Das Fehlen einer Anschlusslösung nach 
Schulaustritt erhöht somit das Risiko beträchtlich, ohne Sekundarstufe II-
Abschluss zu bleiben.

Abbildung 4:	 Ausbildungslosigkeit und Tertiärausbildung sechs Jahre 
nach Entlassung aus der Schulpflicht, nach ausgewählten 
Merkmalen, 2007

Anmerkung: Ausbildungslosigkeit: Personen, die sechs Jahre nach Ende der obligatorischen 
Schule nicht mehr in Ausbildung sind und keinen Abschluss der Sekundarstufe II 
vorweisen.

Quelle: Bertschy et al. (2007).
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Nach Geschlecht und Urbanisierungsgrad sind keine statistisch bedeut-
samen Unterschiede festzustellen, wohl aber nach Sprachregion: In der 
französischen Schweiz ist der Anteil Ausbildungsloser rund doppelt so hoch 
wie in der Deutschschweiz. Es scheint demnach, als gelinge es dem stärker 
berufsbildungsorientierten Bildungssystem der deutschen Schweiz besser als 
dem «akademischer» orientierten der Romandie, einen möglichst grossen 
Anteil Jugendlicher zu einem Sekundarstufe II-Abschluss zu führen.

Weitgehend spiegelbildlich zum Anteil Ausbildungsloser verhält sich ent-
lang der beobachteten Merkmale der Anteil derjenigen, welche sechs Jahre 
nach Erfüllung der Schulpflicht eine Ausbildung auf Tertiärstufe absolvie-
ren (Universität, Fachhochschule u. Ä.). Auch hier fallen die ausgeprägten 
Unterschiede nach sozialer Herkunft auf: Im sozial bestgestellten Drittel 
studieren fast fünf mal mehr junge Menschen auf Tertiärstufe als im Drittel 
mit der tiefsten sozialen Stellung (43 Prozent vs. 9 Prozent). Bemerkenswert 
ist schliesslich auch der Umstand, dass die Tertiärquote bei den Frauen mitt-
lerweile deutlich höher ist als bei den Männern (27 Prozent vs. 18 Prozent). 
Dies ist eine geschlechtsspezifische Umkehrung des «Bildungsvorsprungs», 
der noch bis in die Neunzigerjahre klar zu Gunsten der Männer ausfiel.

7	 Schlussfolgerung
Es gibt kein Bildungssystem, in dem die soziale Herkunft ohne Einfluss auf 
Bildungschancen und ‑erfolg bleibt. Auch in den Ländern, die in den gros
sen internationalen Vergleichsstudien am besten abschneiden, ist die soziale 
Situation der Lernenden und ihres Umfeldes für Leistung und Lernerfolg 
von Bedeutung. Ebendiesen Studien kommt allerdings das Verdienst zu, zu 
zeigen, dass es etwelchen Gestaltungs- und Steuerungsspielraum gibt bei der 
Frage, wie dieser Einfluss zumindest verringert werden kann.

Das Bildungssystem der Schweiz gehört im internationalen Vergleich zu 
denjenigen mit einem hohen Mass an Ungleichheit (OECD, 2005). Abge-
sehen von Deutschland gibt es neben der Schweiz nur wenige «postindust-
rielle» Länder im OECD-Raum, in denen die soziale Herkunft derart stark 
auf die Kompetenzen durchschlägt, welche im Verlauf der obligatorischen 
Schulzeit erworben werden. Auch die Chance, einen nachobligatorischen 
Ausbildungsabschluss der Sekundarstufe II zu erwerben, ist stark von der 
sozialen Herkunft mitbestimmt.

Die Frage nach den Faktoren, welche Bildungsgleichheit begünstigen oder 
erschweren, lässt sich nicht erschöpfend und schlüssig beantworten. Das ist 
angesichts der Komplexität von kollektiv organisierten Bildungsprozessen und 
deren gesellschaftlicher Einbettung auch nicht anders zu erwarten. Larcher 
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und Oelkers (2003) machen denn auch in ihrer Studie zur Frage, was andere 
Länder punkto Bildung besser machen, darauf aufmerksam, dass diesbezüglich 
erfolgreiche nationale Systeme nicht einfach kopiert werden können.

Einige Faktoren, welche grösstmöglicher Chancengleichheit im Bil-
dungswesen entgegenwirken, lassen sich allerdings herauskristallisieren. 
Relativ eindeutig sind die Befunde zur Wirkung von (früher) Selektion und 
Gliederung auf Volksschulstufe. Hier legen die international vergleichenden 
Analysen nahe, dass selektive, gegliederte Grundbildungssysteme, wie sie 
in der Schweiz verbreitet sind, den Einfluss der sozialen Herkunft auf den 
Bildungserfolg verstärken, und zwar in der Tendenz umso ausgeprägter, je 
früher die Selektion erfolgt.

Die Selektionsentscheide an der Schwelle zwischen Primarstufe und 
Sekundarstufe I bedeuten nicht nur oftmals das vorzeitige Ende eines inte-
grativen, fördernden Lernumfeldes für die negativ Selektionierten (Real- und 
Oberschul-Züge). Die frühe und schwer korrigierbare Selektion spurt auch in 
hohem Masse die Chancen und Möglichkeiten vor, die den Lernenden nach 
Erfüllung der Schulpflicht für ihre weiterführende Bildungslaufbahn offen 
stehen. Dies ist umso stossender, als die Grundlagen, auf denen diese schwer 
wiegenden Selektionsentscheide basieren, nachweislich höchst unzuverlässig 
und ungenau sind (Kronig, 2007).

Im internationalen Vergleich zeigen die Ergebnisse von Pisa, dass eine 
selektionsfreie Volksschule und ein hohes und ausgeglichenes Leistungsni-
veau sich keineswegs ausschliessen, sondern – wie die Mehrzahl der Pisa-best 
practice-Länder nahe legen – sich vielmehr gegenseitig bedingen.

Ungleichheitsverschärfend wirkt schliesslich auch der ausgeprägte und 
dauerhafte Mangel an Ausbildungsplätzen auf der Sekundarstufe II. System-
bedingt ist so der Übergang zwischen den Sekundarstufen I und II in jüngerer 
Zeit zu einem regelrechten Nadelöhr geworden. Eine erhebliche Minderheit 
der Schulabgängerinnen und Schulabgänger kann heute zum vornherein 
nicht mit einem direkten Einstieg in die Sekundarstufe II rechnen. Diese 
Jugendlichen drehen mindestens ein, bisweilen sogar zwei und mehr Jahre 
in Warteschlaufen, bis sie Zugang zu einer zertifizierenden Sekundarstufe II-
Ausbildung (Lehre, Gymnasium u. Ä.) finden. Die wissenschaftliche Analyse 
dieser verzögerten, diskontinuierlichen Übergänge zeigt deutlich, dass diese mit 
einem erheblichen Risiko verbunden sind, ohne Sek II-Abschluss frühzeitig 
aus der Bildungslaufbahn auszuscheiden (Hupka et al., 2006; Bertschy et al., 
2007). Dass dieses Risiko derart stark an Merkmale der sozialen Herkunft 
geknüpft ist, stellt der Chancengleichheit im Schweizer Bildungssystem kein 
gutes Zeugnis aus.

© Seismo Verlag AG, Zürich



81

Verteilung sozialer Güter

8	 Weiterführende Literatur
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Winfried Kronig irritiert mit diesem Buch all diejenigen nachhaltig, welche 
daran glauben, dass für eine erfolgreiche Bildungslaufbahn allein die Leistung 
zählt.
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Jahre nach Austritt aus der obligatorischen Schule. Zwischenergebnisse des Jugend-
längsschnitts Tree. Reihe «Bildungsmonitoring Schweiz». Neuenburg: BFS.
Tree (Transitionen von der Erstausbildung ins Erwerbsleben) ermöglicht es für 
die Schweiz zum ersten Mal, den kritischen Übergang von der obligatorischen 
Schule in weiter führende Ausbildungen umfassend, dynamisch und in allen 
Facetten zu dokumentieren.

EDK, Hrsg. (1995), Perspektiven für die Sekundarstufe I. Bern: EDK.
Der EDK-Bericht ist ein empirisch sorgfältig fundiertes bildungspolitisches 
Plädoyer für die Abschaffung der selektiven, gegliederten Oberstufe (Se-
kundarstufe I). Leider schlummert er seit Mitte der Neunzigerjahre in den 
Schubladen der Erziehungsdirektorenkonferenz, ohne dass seine Empfehlungen 
umgesetzt worden wären.

© Seismo Verlag AG, Zürich




